
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

des Abgeordneten Dr. Peter Pilz, Freundinnen und Freunde, lJolhul: Ho tf:,.; }~o'<\rt~ '] 

betreffend die Freilassung von Murtaja Qureiris und die Schließung des Abdullah-Zentrums mlYy0~ 

ei ngebracht im Zuge der Debatte über den Tagesordnungspunk 1 betreffe nd " Erk lärun ge n der Bun­
deskanzlerin und des Vizekanzlers gemäß § 19 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Nationalrates an­
lässlich des Amtsantrittes der neuen Bundesregierung" in der 80. Sitzung des Nationalrates, XXVI. GP, 

am 12. Juni 2019 

BEGRÜNDUNG 

Wie am 7. Juni 2019 bekannt wurde, soll der mittlerweile 18-jährige Mu rtaja Qureiris in Saudi­
Arabien hingerichtet werden, weil er sich als Kind für etwas einsetzte, auf das w ir hierzulande stolz 
sind: Er hat für Menschenrechte demonstriert. Murtaja Qureiris engagierte sich bereits als 10-
Jähriger und nahm an friedlichen Demonstrationen te il. Auf den von CNN veröffentlichten Vid eos ist 
eine Gruppe von Jungen auf ihren Fahrrädern zu sehen, die gut gelaunt auf der Straße demo nstr ie­
ren .1 Später hat er durch ein Megaphon gerufen: " Die Leute brauchen Menschen rechte!" z 

Drei Jahre später wurde Murtaja Qureiris festgenommen . Heute sitzt er bereits seit fünf Jahren im 
Gefä ngnis . Nach seiner Festnahme 2014 kam er zunächst in Einzelhaft . Menschen rechtsaktivistinnen 
gehen davon aus, dass er damals der jüngste Mensch war, der in Saudi -Arabien im Gefängnis saß . 
Laut Amnesty International wurde ihm für ein Geständnis die Freilassung versprochen .3 

Die saudische Staatsanwaltschaft wirft Murtaja Qureiris vor, an Anti-Regierungsprotesten teilge­
nommen zu haben un'd einer "terroristischen Vereinigung" anzugehören. Dafür ziehe die Anklage die 
Höchststrafe in Betracht . Daher ,droht dem Teenager, dessen einziges " Verbrech en" es war sich fü r 
Menschenrechte in ' seiner Heim'at einzusetzen, nun die Todesstrafe durch Köpfen und anschließen ­

dem Kreuzigen des verstümmelten Körpers . 

Nach dem Fall Khashoggi zeigt das saudische Regime erneut, wie es mit seinen Kritikern umgeht und 
dass es auch vor der Ermordung von Kindern bzw. Teenagern nicht zurückschreckt. Wer Krit iker ve r­
haften, foltern und ermorden lässt, wer 13-jährige Kinder einsperrt und anschließend köpfen lässt, 
kann nicht zur gleichen Zeit Partner eines "Dialogs" über Menschenrechte und Religionsfreiheit sein. 
Deshalb wird die Bundesregierung erneut aufgefordert, das Internationale König Abdullah bin Abdu­
laziz Zentrum für interreligiösen und interkulturellen Dialog zu schließen. 

Das Regime in Riad versteht nur eine klare und deutliche Sprache: Ohne Respekt vor dem Leben und 
der Würde von Menschen gibt es keinen Dialog. Diese Grenze muss auch die österreichische Politik in 
aller Deutlichkeit ziehen. Jetzt. 

Aus diesen Gründen stellen die unterfertigenden Abgeordneten folgenden 

1 https :/Iwww.spiege l.de/pol iti k/ a us la nd /m u rta ja -9 u rei r is- tee nager -i n -sau d i-a ra bien -d roh t -d ie-todesst r a fe -a-

1271507.ht ml 

2 h ttps :/Ik u ri er . at/ eh ro n i k/w el t/ a Is-13-jaeh ri ger -ve rh af t et -sa u d i -a rab ien -w i li-tee nager -koe pfen/400518040 

3 http 5 :/Iw w w .spiegel .de/po li t i k/a usla nd / m u rta ja -9 u rei ri 5- t ee nage r -i n -saud i -a ra b ien -d roht -d ie -t od esst ra fe-a-

1271507.h t m l 
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Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

" Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres, wird 
ersucht, 

ff"(/f,d.4,,~ 
1. alle ihr politisch und diplomatisch zur Verfügung stehenden Mittel einzusetzen, um die-M- d 

fR8FduAg-cles Jugendlichen Murtaja Qureiris zu verhindern und se ine Freilassung zu erwirken, 
l:J.fIe f"ir do, Fall, dass diEse 'o't,I'flIiEll'elr;.)8El'" sE~E!iteFA ssllten s ämtlich e diplomatischen ~ 

lieR~1'18QQ 7" Sa"dj -Ara hier abzublEcli€ii une! aas in Österreiel . zu@etejlte salld; -arabischQ 
diplomatische Persona' a' 'v' pOlO i S!ilH't 

2. vom Übereinkommen zur Errichtung des Internationalen König Abdu llah bin Abdulaziz Zent­

rums für interreligiösen und interkulturellen Dialog (kurz " Errichtungsübereinkommen") zu­
rückzutreten (Art XVIII Errichtungsübereinkommen), sowie 

3. das entsprechende Abkommen über den Sitz des Internationalen König Abdullah bin Abdula­
ziz Zentrum für interreligiösen und interkulturellen Dialog (kurz "Amtssitzabkommen") zu 

kündigen (Art 23 Amtssitzabkommen)." 

~( 
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